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Standesinitiative Genf.
Solidarität der OKP-Versicherer
gegenüber der Schweizer Bevölkerung
in Sachen Covid-19-Tests

Initiative déposée
par le canton de Genève.
Des assureurs-maladie responsables
et solidaires, afin que les assureurs
actifs dans l'assurance obligatoire
des soins fassent preuve
de solidarité envers la population
suisse concernant les tests
de dépistage du Covid-19

Vorprüfung – Examen préalable

CHRONOLOGIE

STÄNDERAT/CONSEIL DES ETATS 21.09.21 (VORPRÜFUNG - EXAMEN PRÉALABLE)

Präsident (Hefti Thomas, erster Vizepräsident): Es liegt ein schriftlicher Bericht der Kommission vor. Die Kom-
mission beantragt einstimmig, der Initiative keine Folge zu geben.

Hegglin Peter (M-E, ZG), für die Kommission: Am 9. Juni letzten Jahres hat der Kanton Genf die vorliegen-
de Standesinitiative eingereicht. Mit der Standesinitiative wird der Erlass eines dringlichen Bundesgesetzes
verlangt, wonach die Testkosten, mit denen eine Corona-Infektion nachgewiesen wird, vollständig, das heisst
ohne Franchise oder Selbstbehalt der versicherten Person, von der obligatorischen Krankenpflegeversiche-
rung (OKP) übernommen werden sollen.
Begründet wird diese Forderung wie folgt: weil sich die Schweizer Bevölkerung während der Covid-19-Pande-
mie diszipliniert an die Vorgaben des Bundesrates gehalten habe; weil der Bundesrat gleichzeitig ein Ausset-
zen von nicht unbedingt notwendigen Arztbesuchen und Operationen angeordnet habe, was einen erheblichen
Rückgang der Kosten für die OKP zur Folge gehabt habe; weil die Reserven der Krankenversicherer gemäss
den Anfang 2019 veröffentlichten Daten den vom Krankenversicherungsgesetz verlangten Mindestbetrag zum
Auffangen von Kostenfluktuationen um rund 5 Milliarden Franken übersteigen würden; weil es auch Bestandteil
der vom Bundesrat angeordneten Massnahmen
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sei, mit frühzeitigen Tests ein Wiederaufflammen der Epidemie durch Unterbrechung der Infektionsketten zu
verhindern; weil die damals geplante Regelung zwischen Kantonen und OKP betreffend das Tragen der Test-
kosten, je nach Symptomen, die Patientinnen und Patienten verunsicherten; weil die Kosten des Tests gewisse
Versicherte auch davon abhalten könnten, sich testen zu lassen, was die Wirksamkeit der Massnahmen der
Gesundheitsbehörden zur Bewältigung der Epidemie verringern würde. Nicht zuletzt erhebt die Standesinitiati-
ve den Vorwurf, dass sich die OKP-Versicherer bislang zu wenig solidarisch gezeigt hätten und sich stattdessen
hinter Rechtsbestimmungen versteckten, die für den Normalzustand gedacht seien, obwohl es sich um eine
ausserordentliche Lage gemäss Epidemiengesetz handle. Das sind die wichtigsten Begründungen in dieser
Standesinitiative.
Ihre Kommission hat an der Sitzung des 9. August 2021 diese Standesinitiative vorberaten. Sie gelangt zur
Auffassung, dass die Forderung des Kantons Genf bereits erfüllt sei und dass die wesentlichen Begründungen
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zur Standesinitiative rückblickend betrachtet bereits überholt seien, da der Bund die Kosten für Analysen, für
die Sars-CoV-2-Tests übernehme und die getesteten Personen keine Kosten zu tragen hätten. Dieses System
habe einen niederschwelligen Zugang zur Testung ermöglicht und habe sich auch als sehr effizient erwiesen.
Zu diesem Zeitpunkt wäre es auch nicht sinnvoll, Massnahmen zu treffen, die umfassende Systemänderungen
mit sich bringen würden. Die Kommission stellt zudem fest, dass die aktuell geltende Lösung für die Personen,
die sich testen lassen, vorteilhafter ist, als wenn jetzt eine Kostenübernahme über die Krankenversicherer
angestrebt würde.
Die Kommission beantragt deshalb einstimmig, der Standesinitiative keine Folge zu geben.

Der Initiative wird keine Folge gegeben
Il n'est pas donné suite à l'initiative
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